
Materialien
Informationsdienst des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit

Ausgabe Nr. 3 /1999

Aus dem Inhalt

Arbeitsvermittlung
Private Agenturen haben’s schwer
Auch fünf Jahre nach der Liberalisierung 
im Jahr 1994 haben private Vermittler große
Schwierigkeiten, am Markt Fuß zu fassen. S. 3

Schwarzarbeit
Licht im Schatten?
Weil man im Dunkeln schlecht sieht, ist man
bei Angaben zum Umfang der Schwarzarbeit
auf grobe Schätzungen angewiesen. 
Klar hingegen sind ihre negativen Folgen. 
Ein Literaturüberblick. S. 5

Wirtschaftsförderung made in USA
Ein Herz für Gründer
Für Kleinstgründungen haben die Amerikaner
einen funktionsfähigen zweiten Kreditmarkt
geschaffen. In Deutschland ruhen die Hoffnun-
gen vor allem auf einer besseren Vernetzung
der Förderangebote. S. 7

Ingenieurinnen und Ingenieure
Turbulenzen und Zyklen 
am Arbeitsmarkt
Den Arbeitsmarkt für Ingenieure gibt es nicht.
Seine Entwicklung in den 90er Jahren gleicht
vielmehr einem Puzzle aus unterschiedlichen
Konjunkturen für die Absolventen der ver-
schiedenen technischen Studiengänge. S. 9

Einkommensforschung
Lohnsummenverluste im Westen
– Angleichung im Osten
Der Strukturwandel zeichnet eine neue
Landkarte von Beschäftigungschancen und
Verdienstmöglichkeiten. S. 11

Produktivitätslücke
Die ostdeutschen Betriebe 
bleiben Sorgenkinder
Generell große Produktivitätsunterschiede
zwischen den Betrieben und das starke
West/Ost-Gefälle erhöhen den Druck auf eine
weitere Öffnung der Flächentarifverträge. S. 13

Internationaler OECD-Vergleich
Arbeitsmarkt-Performanz 
und Regulierungsdichte
Die Vermutung, es gäbe einen engen Zusam-
menhang zwischen Beschäftigungsschutz und
dem Niveau der Arbeitslosigkeit, lässt sich
generell nicht bestätigen. S. 15

Panorama S. 16

IAB/Prognos-Projektion 2010

Expertenskizze einer
Zukunftslandschaft
Trend zur wissensbasierten Dienstleistungsgesellschaft
ist programmiert – Einfache Arbeit geht aber nicht aus

Die neue IAB/Prognos-Studie für Ge-
samtdeutschland ist da. Wie früher
schon haben Fachleute aus beiden Insti-
tuten versucht, ein Bild von der Arbeits-
landschaft am Ende des nächsten Jahr-
zehnts zu zeichnen. Abgeschätzt wurden
hierfür die Beschäftigungseffekte des
technischen und sozio-ökonomischen
Wandels nach Sektoren und Tätigkeiten
sowie deren Folgen für den künftigen
Qualifikationsbedarf.
Nun haben sich aber seit Anfang der 90er
Jahre die Rahmenbedingungen für Wirt-

schaft und Arbeitsmarkt fundamental ver-
ändert*), was für längerfristige Vorhersagen
eigentlich das reine Gift sein müsste. Aber
siehe da: Auch die jetzt vorgestellten Pro-
jektionen bestätigen die Vorläuferstudien in
erstaunlich hohem Maße. Und sie belegen
erneut die „beachtliche Unbeirrbarkeit
säkularer Strukturtrends“, die der einstige
Institutsdirektor, Dieter Mertens, schon den
turbulenten 70er Jahren attestiert hatte.
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Sektorale Entwicklung bis 2010
So schätzen die Branchenexperten, dass es
weitere Anteilsverluste der Beschäftigung
in der Land- und Forstwirtschaft sowie 
im Warenproduzierenden Gewerbe geben
wird (vgl. Abb. 1 auf S. 1). Absolut könnten
in diesen beiden Sektoren weitere 1,6 Mio.
Arbeitsplätze verloren gehen. Innerhalb
des Verarbeitenden Gewerbes büßen fast
alle Zweige an Beschäftigung ein, am
stärksten die Branchen Stahl-, Maschinen-
und Fahrzeugbau, Chemie und Mineralöl-
verarbeitung, Elektrotechnik, Feinmecha-
nik, Optik, Uhren, EBM, Spiel- und Sport-
waren sowie das Leder-, Textil- und Be-
kleidungsgewerbe.

Da außerdem die Gesamtbeschäftigung in
den nächsten zehn Jahren nach Prognos
leicht steigen wird (+ 0,5 Mio. Erwerbs-
tätige), muss der Dienstleistungssektor
entsprechend expandieren: Über 2 Mio.
Arbeitsplätze könnten dort zusätzlich ent-
stehen, fast 69 Prozent der Erwerbstätigen
beschäftigt werden.

Noch eindrucksvoller zeigt sich der Trend
in die Dienstleistungsgesellschaft, wenn
man den Blick auf die Tätigkeiten richtet.
Denn die Dienstleistungen nehmen in
allen Wirtschaftszweigen zu, ohne dass
sich dies im tertiären Sektor zwangsläufig
niederschlagen müsste.

Tätigkeitslandschaft 2010 – 
die Richtung
Alles in allem dürften im Jahr 2010 gut
drei Viertel aller deutschen Erwerbstätigen
mit Dienstleistungen beschäftigt sein –
unabhängig von ihrer sektoralen Zuord-
nung (vgl. Abb. 2). Insbesondere sekun-
däre Dienstleistungen wie Forschung und
Entwicklung, Organisation und Manage-
ment oder Beraten, Betreuen, Lehren,
Publizieren tragen die Hoffnung auf mehr
Beschäftigung. Bis 2010 werden hier Ar-
beitsplatzgewinne von über fünf Prozent-
punkten für möglich gehalten.

Deutlich geringer sind die Wachstums-
erwartungen für die primären Dienst-
leistungstätigkeiten. Zwar werden Büro-
und Handelstätigkeiten auch in Zukunft
leicht zulegen. Bei den allgemeinen
Diensten, wie Reinigen, Bewirten, Lagern,
Transportieren, Sichern wird jedoch mit
einem leichten Beschäftigungsrückgang
gerechnet. Allerdings wird der Teilzeit-

anteil in allen Dienstleistungstätigkeiten
weiter steigen, so dass das Arbeitsvolumen
nicht in der selben Größenordnung zuneh-
men wird wie die Zahl der Arbeitsplätze.

Die Verlierer sind – stärker noch als in
früheren Projektionen – die produktions-
orientierten Tätigkeiten. Für die Bereiche
Reparieren, Maschinen einrichten, warten
und Gewinnen/Herstellen wird bis zum
Jahr 2010 ein Beschäftigungsrückgang
von fast sieben Prozentpunkten erwartet.

Tätigkeitslandschaft 2010 – 
das Niveau
Der Trend zu anspruchsvolleren Tätigkei-
ten wird sich fortsetzen. Der Anteil der
Arbeitskräfte, die solche Tätigkeiten aus-
üben, dürfte in Deutschland bis 2010 auf
gut 40 Prozent steigen (Anteile 1985: 28%;
1995: 35%). Die Zahl der Arbeitskräfte,
die Tätigkeiten mit mittlerem Anforde-
rungsprofil ausüben, nimmt dagegen leicht
ab (Anteile 1995: 46 %; 2010: 44 %).

Einfache Tätigkeiten werden zwar am
stärksten zurückgehen, jedoch wird ein be-
achtlicher Teil erhalten bleiben. Prognos
schätzt, dass im Jahr 2010 immerhin noch
16 Prozent aller Erwerbstätigen einfache
Arbeiten leisten werden. Dies wird aber
auch davon abhängen, ob und wie die Poli-
tik hier steuernd eingreift (Stichwort:
„Niedriglohnsektor“).

Folgen für den 
Qualifikationsbedarf
Dem Trend zu anspruchsvolleren Tätigkei-
ten folgen die Qualifikationsanforderun-
gen. So wird der Bedarf an Hoch- und Fach-
hochschulabsolventen weiter wachsen. Um-
gekehrt wird die Nachfrage nach gering
Qualifizierten deutlich nachlassen, was
knapp 1,5 Mio. Arbeitsplätze kosten könnte.

Arbeitskräfte mit Lehr- oder Fachschulab-
schluss werden zusammen zwar noch
leichte Beschäftigungsgewinne erzielen,
allerdings zu Lasten der Lehre. Auch wer-
den sich hier die Ansprüche an die Allge-
meinbildung weiter erhöhen. Während die
klassische Kombination „Hauptschule
plus Lehre“ erheblich an Bedeutung ver-
lieren wird, werden im Jahr 2010 die
meisten Erwerbstätigen eine „Lehre mit
Mittlerer Reife“ abgeschlossen haben.

Der Trend zu höheren Anforderungen und
anspruchsvolleren Tätigkeiten wird uns
also auf dem Weg in die Dienstleistungen
begleiten. Trittfest wird er aber nur dann
sein, wenn auch das industrielle Funda-
ment stabil bleibt.

Peter Schnur, Alexander Reinberg/
Redaktion
(aus IAB-Kurzbericht Nr. 9/1999 
und Nr. 10/1999)
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Mehr als 60 Jahre fristete die private
Arbeitsvermittlung in Deutschland ein
Schattendasein. Abgesehen von weni-
gen Ausnahmen waren insbesondere ge-
werbsmäßige Formen der privaten Ar-
beitsvermittlung untersagt. 1994 änder-
te sich das Bild. Private, auch auf Ge-
winnerzielung gerichtete Vermittlung
von Arbeitsplätzen darf seitdem als
selbstständige Tätigkeit betrieben wer-
den. Damit wurde das Alleinrecht der
Bundesanstalt für Arbeit aufgehoben:
Öffentliche und private Arbeitsvermitt-
lung dürfen seitdem in Koexistenz
nebeneinander bestehen.

Erwartungen des Gesetzgebers
Mit der Liberalisierung der Arbeitsver-
mittlung verband der Gesetzgeber die Er-
wartung, zusätzliche privatwirtschaftliche
Ressourcen für die Verbesserung des Ar-
beitsmarktausgleichs erschließen zu kön-
nen. Die Ausgleichsvorgänge am Arbeits-
markt sollten beschleunigt und verbessert
werden. Unangetastet blieb der sozialpoli-
tische Auftrag der Bundesanstalt für Arbeit
als einer Institution, die flächendeckend
tätig ist und mit ihren Vermittlungsdien-
sten allen offensteht. Die Neuregelung des
Vermittlungsrechts ist deshalb kaum als
Deregulierung des Arbeitsmarktes einzu-
stufen. Vielmehr wurden im Wege einer
Liberalisierung Marktzutrittsbarrieren für
Dienstleistungsanbieter beseitigt. Von einer
Privatisierung der Arbeitsvermittlung kann
also keine Rede sein.

Fünf Jahre nach der Liberalisierung ist es
nunmehr an der Zeit, sich mit den bisher
sichtbaren Effekten auseinanderzusetzen.
Und es ist nach der Rolle zu fragen, die die
private Arbeitsvermittlung künftig spielen
kann.

Empirische Zwischenbilanz
Die Entwicklung im Bereich der privaten
Arbeitsvermittlung ist bisher wenig spek-
takulär verlaufen. Die Zahl der privaten
Arbeitsvermittlungen in Beschäftigungs-

verhältnisse mit einer Dauer von mehr als
7 Tagen ist zwar – ausgehend von einem
sehr niedrigen Niveau – kräftig gestiegen,
quantitativ aber bisher kaum von Bedeu-
tung. Auf private Agenturen entfielen
knapp 5 Prozent aller gesamtwirtschaftlich
getätigten Vermittlungen. Bezogen auf die
gesamtwirtschaftliche Zahl der Einstel-
lungen liegt der Marktanteil der privaten
Arbeitsvermittlung gar nur zwischen 1 und
2 Prozent (vgl. Abbildung). Die Bundes-
anstalt für Arbeit dominiert mit Anteilen
von über 30 Prozent an allen Einstellungen
nach wie vor den Markt für diese Dienst-
leistungen. 

Zwar stellen bestimmte Marktsegmente,
wie die Vermittlung von Künstlern oder
Führungskräften, eine Domäne der Priva-
ten dar. Dies galt jedoch bereits vor der
Liberalisierung. Erkennbar ist aber, dass
die neuen Vermittler zunehmend Märkte
im Bereich der qualifizierten Fachkräfte
erschließen. Die quantitative Marktbedeu-
tung der privaten Arbeitsvermittlung hat
sich im übrigen nur unwesentlich dadurch
erhöht, dass die Bundesanstalt für Arbeit
ab dem 1.1.1998 auch das Alleinrecht für
die Berufsberatung von Schülern und die
Vermittlung betrieblicher Ausbildungs-
stellen verloren hat.

Arbeitsvermittlung

Private Agenturen haben’s schwer
Seit der Liberalisierung im Jahr 1994 konnten nur bescheidene Marktanteile
hinzugewonnen werden – Schwache Konjunktur, große Skepsis der Unternehmen und
starke Position der Bundesanstalt für Arbeit waren hierfür ausschlaggebend
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Parallelen im Ausland
Deutschland ist nicht das einzige Land, das
in den neunziger Jahren die Arbeitsvermitt-
lung für private Agenturen geöffnet hat.
Während in angelsächsischen Ländern ein
freies Nebeneinander von öffentlicher und
gewerbsmäßiger Arbeitsvermittlung seit
Jahrzehnten verbreitet ist, gab es in konti-
nentaleuropäischen Ländern zuletzt eine
Welle der Deregulierung. So wurden etwa
in Dänemark (1990), den Niederlanden
(1991), Schweden (1993) und auch in
Österreich (1994) private Vermittlungs-
agenturen allgemein zugelassen und nicht
mehr – wie in der Vergangenheit üblich –
nur auf bestimmte Berufe beschränkt. 

Wie eine aktuelle Studie zeigt, halten sich
aber auch im Ausland die Effekte der Libe-
ralisierung in engen Grenzen.*) Trotz un-
verkennbarer Expansionstendenzen (z.B.
bei der Zahl der Agenturen oder der von
ihnen getätigten Vermittlungen) spielen
private Agenturen als Suchweg immer
noch eine eher untergeordnete Rolle. Als
wesentlicher Grund hierfür wird genannt,

dass der im Ausland weniger regulierte Ar-
beitskräfteverleih schon immer als Aus-
weichmöglichkeit für die Personalbeschaf-
fung zur Verfügung stand und durch die Li-
beralisierung nicht an Attraktivität verlo-
ren hat. Außerdem wurden einige Vermitt-
lungsaktivitäten im Graubereich durch die
Deregulierung nicht angestoßen, sondern
allenfalls legalisiert. 

Private ohne Perspektive?
Die eher marginalen Effekte dieser Libera-
lisierung dürfen aber nicht zu dem vor-
eiligen Schluss führen, dass sich das Bild
in Zukunft nicht auch ändern könnte. Drei
Aspekte spielen in diesem Zusammenhang
eine entscheidende Rolle:

Erstens stellt sich aus mittel- und länger-
fristiger Sicht die Frage, ob nicht die Chan-
cen für private Arbeitsvermittler doch
wachsen könnten, wenn sich der Markt
ändert. Zum einen sind sie wie kaum eine
andere Branche von der schwachen Kon-
junktur betroffen. Generell mehr Ein-
stellungen und personelle Engpässe in
bestimmten Marktsegmenten könnten bei
besserer Wirtschaftslage das Blatt wenden. 

Zweitens wird das Angebot privater
Agenturen häufig deshalb wenig in An-
spruch genommen, weil noch immer in
vielen Betrieben Personalangelegenheiten
„Chefsache“ sind und wenig nach außen
vergeben wird. Diese Zurückhaltung beim
„Outsourcing“ könnte aber von den Unter-
nehmen revidiert werden, wenn mehr
private Agenturen umfassende Dienst-
leistungsangebote „aus einer Hand“ anbie-
ten. Auch für eine professionelle „Job-
Beratung“ könnte es vor allem bei gut qua-
lifizierten Arbeitsuchenden künftig mehr
Nachfrage geben. Von beiden Entwicklun-
gen würde die private Arbeitsvermittlung
profitieren.

Drittens sind Aufgabenverständnis und
Praxis der öffentlichen Arbeitsvermittlung
für die privaten Dienstleister in hohem
Maße relevant. Je nach geschäftspoli-
tischem Schwerpunkt der öffentlichen
Arbeitsvermittlung sind hier unterschied-
liche Entwicklungen denkbar. Die zukünf-
tige Rolle der Bundesanstalt für Arbeit ist
auch und gerade nach der Liberalisierung
offen.

Ulrich Walwei / Redaktion

Betriebliche Suchwege

Quelle: IAB-Erhebung zum gesamtwirtschaftlichen Stellenangebot

Einschaltung und Erfolg – 1994 bis 1998, in %Viele Wege nach Rom

Neben den Geschäftsstatistiken der Bun-
desanstalt für Arbeit informiert auch die
IAB-Erhebung zum gesamtwirtschaftlichen
Stellenangebot über Wege und Erfolg der
Stellenbesetzung. Die Tabelle weist für die
Jahre 1994 bis 1998 Indikatoren für Ein-
schaltung und Erfolg verschiedener Such-
wege aus.

Die von den Betrieben in Auftrag gegebe-
nen Zeitungsinserate sind (vor allem in
Westdeutschland) der am häufigsten 
gewählte und erfolgreichste Suchweg. 
Dies gilt unabhängig davon, ob es sich 
um Arbeiter und Angestellte handelt oder
um Stellen mit geringeren oder höheren
Qualifikationsanforderungen. Neben dem
Arbeitsamt spielen auch private Kanäle eine
beachtliche Rolle.

Die auf der Erhebung basierenden Kenn-
ziffern für die private Arbeitsvermittlung be-
stätigen weitgehend die offizielle Statistik.
Auch von den befragten Betrieben wird 
angegeben, daß im Zeitraum 1994 – 1998
lediglich 1 – 2 Prozent der Stellenbesetzun-
gen durch die erfolgreiche Mitwirkung 
der privaten Arbeitsvermittlung zustande
gekommen sind.

Suchwege Westdeutschland Ostdeutschland

Beschrittener Erfolgreicher Beschrittener Erfolgreicher
Suchweg Suchweg Suchweg Suchweg

(Mehrfachnennungen) (Mehrfachnennungen)

94 96 98 94 96 98 94 96 98 94 96 98

Eigene Inserate 51 50 52 42 39 36 24 23 27 16 16 15

Antwort auf Inserate
Arbeitsuchender 6 6 9 3 1 2 6 4 4 2 1 3

Arbeitsamt 32 38 41 13 13 17 37 49 49 22 34 32

Private 2 2 8 1 2 2 2 1 2 1 1 1

Aushang 
am Werkstor 3 4 3 1 1 1 2 1 3 1 0 1

Interne Stellen-
ausschreibung 14 7 20 2 3 4 7 6 7 2 2 2

Auswahl aus Initiativ-
bewerbungen 18 18 23 12 12 14 18 13 15 17 9 11

Mitarbeiterhinweise 25 24 28 16 15 16 36 28 27 27 18 17

ohne Angabe – – – 10 14 8 – – – 12 22 18

Summe 151 159 184 100 100 100 132 125 134 100 100 100

*) De Koning, Denys, Walwei (1999): Deregulation in
placement services: a comparative study for eight
EU countries, European Commission, Luxembourg
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Als Ordnungsfaktor auf dem Arbeits-
markt ist die Bundesanstalt für Arbeit
gehalten, gegen Schwarzarbeit und ille-
gale Beschäftigung vorzugehen. Daß sie
damit nicht nur im Namen des Gesetz-
gebers, sondern auch im Interesse der
Solidargemeinschaft und ihrer Mitglie-
der handelt, ist unbestritten. Gleichwohl
gibt es auch einzelne Stimmen, die von
einer Überschätzung der negativen Fol-
gen der Schwarzarbeit sprechen.

So kommt eine neue Studie der Deutschen
Bank zu dem Schluß, daß die eigentliche
Bedrohung der Gesellschaft durch die
Schattenwirtschaft primär nicht in ihren
ökonomischen Folgen liege. Vielmehr 
sei das eigentliche Problem, daß immer
mehr Bürger die Gesetzgebung mißachten
und so die Grundlagen des Staates unter-
minieren.

Umfang und Entwicklung der
Schattenwirtschaft
Die Wertschöpfung in der Schattenwirt-
schaft setzt sich aus denjenigen Leistungen
zusammen, die normalerweise zum offi-
ziellen Sozialprodukt gerechnet werden
müßten, darin jedoch nicht enthalten 
sind, weil sie illegal ausgeführt werden
(„Schwarzarbeit“). Ansonsten handelt es
sich aber um legale Tätigkeiten (Hausbau,
Autoreparatur, Nachhilfestunde etc.), wie
sie auch in der „offiziellen“ Wirtschaft an-
geboten werden.

Wie groß das Ausmaß der Schattenwirt-
schaft tatsächlich ist, läßt sich nicht exakt
feststellen. Da man im Dunkeln schlecht
sehen kann, gibt es keine genauen Zahlen,
sondern nur mehr oder weniger gute
Schätzungen (vgl. auch Kasten auf S.14).

Danach betrug in den Staaten der Europä-
ischen Union und in OECD-Ländern der
Anteil der Schattenwirtschaft im Jahr 1994
zwischen 6,6 und 25,8 Prozent des Brutto-
sozialprodukts. In Deutschland wäre er
schätzungsweise von 5,75 Prozent 1975

auf 15 Prozent (in absoluten Zahlen von 
59 Mrd. DM auf 548 Mrd. DM) im Jahr
1997 gestiegen (vgl. Abbildung). Auch
1999 wird mit einer weiteren Zunahme 
auf 15,5 Prozent (600 Mrd. DM) des BSP
gerechnet.

Deutschland liegt mit Irland, Kanada,
Frankreich, den Niederlanden, Australien
und Großbritannien in der mittleren Grup-
pe, die Werte zwischen 12,4 und 15,3 Pro-
zent aufweist. In der Spitzengruppe finden
sich Italien, Spanien, Belgien und die drei
skandinavischen Länder, in der die Schat-
tenwirtschaft zwischen 17,6 und 25,8 Pro-
zent des offiziellen BSP ausmacht. Die
geringste Schattenwirtschaft mit Werten
zwischen 9,4 und 6,6 Prozent weisen die
USA, Österreich und die Schweiz auf.

Andere Berechnungen kommen für
Deutschland zu weit höheren Werten. Sie
reichen bis 25 Prozent des offiziellen BSP
für das Jahr 1994 (825 Mrd. DM).

Schwarzarbeit nach Branchen
Die Schwarzarbeit konzentriert sich nach
diesen Studien auf die Dienstleistungen,
auf Handwerks- und Gewerbebetriebe. Im
Baubereich liegt sie mit nahezu 45 Prozent
bei weitem am höchsten. Aber auch in
anderen Gewerbe- und Industriebetrieben
wie im Kfz-Bereich wird viel schwarz
gearbeitet. Überdurchschnittlich groß ist
der Anteil der Schwarzarbeit auch bei den
klassischen Dienstleistungen im Hotel-
und Gaststättengewerbe sowie in der Un-
terhaltungs- und Vergnügungsbranche.

Positive Aspekte
Der Schwarzarbeit werden von manchen
Forschern keineswegs nur negative Kon-
sequenzen zugeschrieben: Ein Teil der Ar-
beiten werde eben nur zu Schwarzmarkt-
preisen durchgeführt, da sie ansonsten zu
teuer wären. Dies führe aber auch zu einem
Anstieg der Nachfrage in der offiziellen
Wirtschaft. Zum einen werden die Vor-
produkte der schattenwirtschaftlich her-
gestellten Güter im eigenen Land bezogen,
zum anderen fließt das Einkommen aus
der Schattenwirtschaft  wieder in den
Kreislauf zurück. Auf diese Weise würden
– über Multiplikator-Effekte – mindestens
70 Prozent des Anteils der Schatten-
wirtschaft in der Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnung wertschöpfungswirksam,
was sich dann auch in Steuereinnahmen
und zusätzlicher Beschäftigung nieder-
schlägt.

Schwarzarbeit

Licht im Schatten? 
Ein aktueller Literaturüberblick über Einschätzungen 
und Ansichten zu einem brisanten Thema
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Erfassung der Schattenwirtschaft

Die von der Wissenschaft entwickelten
Ansätze zur Schätzung von Größe und
Entwicklung der Schwarzarbeit lassen
sich in drei Gruppen zusammenfassen: 

Direkte Verfahren
Bei diesen Verfahren wird versucht,
durch (repräsentative) Befragungen der
Bevölkerung zu ermitteln, welchen Um-
fang die Schattenwirtschaft zu einem
bestimmten Zeitpunkt aufweist.

Modellansätze
Es wird ein statistisches Modell der
Schattenwirtschaft entwickelt, in dem
ihr Umfang eine beobachtbare Variable
darstellt. Es wird mit Hilfe statistischer
Verfahren geschätzt.

Indirekte Verfahren
Man sucht nach wirtschaftlichen Indika-
toren, deren zeitlicher Verlauf Rück-
schlüsse auf die Entwicklung des Schat-
tensektors zuläßt.

Eine der wichtigsten Methoden zur Er-
fassung der Schattenwirtschaft stellt der
sog. Bargeld-Ansatz dar. Er geht 
von der Annahme aus, daß schattenwirt-
schaftliche Aktivitäten in der Regel zum
Zwecke der Geheimhaltung bar ab-
gewickelt werden und es gelingt, diese
bar entlohnten Leistungen zu schätzen.
Grundlage dieser Analysetechnik ist da-
her eine ökonometrische Schätzung der
Nachfrage nach Bargeld. In die ökono-
mische Schätzgleichung werden zusätz-
lich diejenigen Variablen eingefügt, die
als Ursache für die Schwarzarbeit ange-
sehen werden: Steuersätze, Regulie-
rungsdichte, Steuermoral etc.. Aufgrund
des quantitativen Einflusses dieser Va-
riablen auf die Bargeldnachfrage kön-
nen dann Rückschlüsse auf den Umfang
der Schwarzarbeit gezogen werden.

Weiter wird argumentiert, daß sich die
Schattenwirtschaft belebend auf die „offi-
zielle“ Wirtschaft auswirke, indem sie zu
mehr Wettbewerb anrege und die Effizienz
steigere. Auch könne die mit Schwarz-
arbeit verbundene Steuerhinterziehung
wie eine Steuersenkung auf die „offi-
zielle“ Wirtschaft wirken und so zur Sta-
bilisierung oder gar zur Förderung des
Wirtschaftswachstums beitragen. Dies gilt
jedoch nicht, wenn die Schwarzarbeiter
gleichzeitig krankgemeldet sind und Lohn-
fortzahlung erhalten.

Gegenmaßnahmen
Zwei Drittel der Bevölkerung – so ergab
eine Umfrage – sehen in der Schwarzarbeit
ein „Kavaliersdelikt“, eine legitime Reak-
tion auf zu hohe Steuer- und Abgaben-
belastungen. Die Politik zur Bekämpfung
der Schwarzarbeit muß nach Meinung der
Forscher deshalb vor allem hier ansetzen.
Man müsse den Faktor Arbeit wieder
wesentlich kostengünstiger gestalten und
viele kleine Zusatzarbeiten von Steuern
und Sozialbeiträgen weitgehend freihal-
ten. Gelingt dies nicht, wird der Kampf ge-
gen die Schwarzarbeit von vielen Autoren
für aussichtslos gehalten.

Rüdiger Cyprian

Solche Überlegungen gelten nach Ansicht
dieser Forscher auch für den Einfluß der
Schattenwirtschaft auf die sozialen Siche-
rungssysteme. So stehe den unmittelbaren
Beitragsausfällen ein Anstieg der Beitrags-
einnahmen durch  zusätzliche Nachfrage
gegenüber. Auf der Ausgabenseite seien die
einzelnen Zweige der Sozialversicherung
von der Schattenwirtschaft in unterschied-
lichem Maße betroffen. Während die
Arbeitslosenversicherung durch Schwarz-
arbeit einen finanziellen Verlust erleide,
werde die Krankenversicherung – von der
Lohnfortzahlung oder dem Krankengeld
abgesehen – kaum davon beeinflußt. Denn
es dürfte für den Gesundheitszustand  der
Bevölkerung keinen Unterschied machen,
ob sie im formellen oder im informellen
Sektor tätig ist. Auch die Ausgaben der
Rentenversicherung würden von der Zu-
nahme der Schattenwirtschaft kaum be-
rührt, da sinkende Beiträge auch weniger
Ansprüche nach sich ziehen. 

Negative Folgen
Dies heißt jedoch keineswegs, daß ein An-
wachsen der Schattenwirtschaft insgesamt
positiv zu beurteilen wäre. Der Staat muß
nicht nur die entgangenen Steuereinnahmen
verkraften, sondern zusätzlich erhebliche
Ressourcen aufwenden, um durch Kon-
trollen und andere Aktivitäten die Schatten-
wirtschaft einzudämmen. Auch nehmen die
Schwarzarbeiter erhebliche Kosten auf
sich, um ihre Aktivitäten zu verbergen.
Volkswirtschaftlich ist beides unproduktiv,
da diese Ressourcen nicht mehr für die Pro-
duktion von Gütern und Diensten zur Verfü-
gung stehen. Würde zumindest ein Teil der
schattenwirtschaftlich erbrachten Leistun-
gen in der offiziellen Wirtschaft erstellt,
könnte die Arbeitslosigkeit sinken. Daraus
ergäben sich auch Entlastungen bei der
Arbeitslosenversicherung. Deren Beiträge
könnten gesenkt werden, was über eine ver-
mehrte Konsumnachfrage wiederum einen
expansiven Effekt hätte, der die Arbeits-
losigkeit weiter abbauen könnte.

Besonders gravierend ist jedoch, daß all-
mählich die Grundlagen des Rechtsstaates
unterminiert werden. Je mehr Bürger sich
über die Steuervorschriften hinwegsetzen,
desto eher werden auch andere Gesetze
mißachtet. Es wird ein kumulativer Prozeß
in Gang gesetzt, der von der Entsolidari-
sierung der Gesellschaft bis zur Fehlfunk-
tion der Demokratie und ihrer staatlichen
Einrichtungen führen kann.
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Auf dem Weg in die Selbstständigkeit
müssen bei uns viele ihre Hoffnungen
schon beim Bittgang zu ihrer Hausbank
begraben. Sie wollen wenig und bekom-
men gar nichts. Ihr Kapitalbedarf ist
nämlich zu gering, als dass sich Kredit-
bearbeitung und Bonitätsprüfung lohnen
würden, das Risiko aber oft zu hoch: Nur
selten reichen die Sicherheiten, ist unter-
nehmerische Kompetenz nachzuweisen.
„Pech gehabt“ könnte man bemerken
und zur Tagesordnung übergehen. Wenn
nicht gerade von Existenzgründern ent-
scheidende Impulse für Wirtschaft und
Arbeitsmarkt zu erwarten wären.

Das Problem ist nicht typisch deutsch, son-
dern auch in anderen Ländern anzutreffen.
Problemverschärfend wirken in Deutsch-
land allerdings die strengen Auflagen des
„Gesetzes über das Kreditwesen“ (KWG).
Das KWG verhindert bislang alternative
und kreative Lösungen.

Der Blick über den Atlantik
Auf der Suche nach praktikablen Verfahren
wird man in den USA fündig. Die Ameri-
kaner haben einen Politikansatz entwickelt,
der wesentliche Hemmnisse für „kleine“
Gründungen – auch aus der Arbeitslosig-
keit – weitgehend marktkonform beseitigt.

Der Community Reinvestment Act
(CRA), ein bereits unter Präsident Carter
in den Siebziger Jahren verabschiedetes
Gesetz, etablierte dort mit drei entschei-
denden Vorgaben einen zweiten Kredit-
markt: Erstens müssen die Geschäftsban-
ken in den Kommunen, in denen sie nie-
dergelassen sind, Investitionsmittel zur
Verfügung stellen. Zweitens dürfen auch
Nichtbanken Kleinkredite an Existenz-
gründer ausreichen, sofern diese gewissen
Standards genügen. Und drittens sind die
Geschäftsbanken zur Zusammenarbeit mit
diesen kreditausreichenden Institutionen
verpflichtet.

Die Umsetzer
Umgesetzt werden diese Vorgaben ge-
wöhnlich von Non-Profit-Unternehmen.
Diese „Intermediäre“ übernehmen nicht
nur stellvertretend für Geschäftsbanken
die Finanzierung, sondern bieten meist
darüber hinaus integrierte Qualifizierung,
Beratung sowie begleitendes Coaching an.

In ihrer Professionalität bei der Kredit-
abwicklung sind die meisten amerikani-
schen Intermediäre den Banken durchaus
ebenbürtig. Sie bedienen sich jedoch ande-
rer Kreditvergabetechniken und legen da-
bei andere Bewertungsmaßstäbe an. 

Die Kreditvergabetechnik
Statt banküblicher Sicherheiten werden
Geschäftsidee und Unternehmenskonzept
taxiert. Dabei liegen die Stärken der Inter-
mediäre in ihren Erfahrungen bei der Ent-
wicklung und Evaluation solcher Business-
Pläne sowie im direkten Kontakt zum Kre-
ditnehmer. Weil bei der Kreditvergabe auch
die persönliche Einschätzung der Gründer-
person zählt, wird oft auch von „character-
based loans“ gesprochen.

Jeder Antragsteller muss sein Unterneh-
menskonzept persönlich dem Kreditaus-
schuss („Loan board“) des Finanzierungs-
trägers präsentieren. Die Kreditverhand-
lung wird damit zur „Nagelprobe“ für Idee
und Person und damit für die Erfolgsaus-
sichten der Gründung.

Der Sicherungsmechanismus
Eine neue Finanztechnik gestattet es, unter
bestimmten Voraussetzungen auf dingliche
Sicherheiten zu verzichten, indem andere
Anreize zur Tilgung der Verbindlichkeiten
geschaffen werden. Auf drei Dinge kommt
es an: „Peer Groups“, „Loan Loss Reserve
Funds“ und „Stepwise Lending“.

„Peer Groups“ sind freiwillige Zusam-
menschlüsse von 5 bis 10 Gründungswilli-
gen unter Moderation eines Intermediärs.
Wichtigste Aufgabe der Gruppe ist es, die
Business Pläne und Kreditanträge der
Gruppenmitglieder zu diskutieren und zu
bewerten. Nach positiver Prüfung durch
das Kollektiv reicht der Finanzintermediär
die Kredite aus. Mit der Einführung einer
begrenzten Gruppenhaftung wird der
Gruppe ein Anreiz zur gewissenhaften
Prüfung der Kreditanträge und zur Rück-
zahlung der Kredite gegeben.

Zur Deckung von Kreditausfallrisiken
muss die Gruppe einen „Loan Loss Reserve
Fund“ bilden, in den jedes Mitglied einen
bestimmten Betrag einzahlt, so dass der
Fonds 10 Prozent des Gesamtkreditvolu-
mens der Gruppe abdeckt. Tilgungsaus-
fälle werden aus dem Fonds gedeckt, bis
dieser aufgezehrt ist. Weitere Kredite erhal-
ten die Gruppenmitglieder erst nach Wie-
derauffüllung des Fonds. Die Gruppe haftet
folglich bei Kreditausfällen begrenzt ge-
samtschuldnerisch.

Wirtschaftsförderung made in USA

Ein Herz für Gründer
Der Weg zum Startkapital führt dort über die Gruppe, 
bei uns zur Hausbank – Vernetzung und Beratung wichtig

Kreditvergabe
am Beispiel der WMEF

Beratungseinrichtung, Intermediär, 
Community Development Corp. vor Ort

Existenzgründer mit Geschäftsidee

Gründer entwickelt (zusammen mit 
Intermediär) einen Business Plan

Gründer erhält Darlehn

WMEF
Begleitende

Unterstützung

Western Massachusetts Enterprise Fund
(WMEF)
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Die Effizienz dieses Verfahrens kann
durch sog. „stepwise lending“ zusätzlich
gesteigert werden, indem die Kreditver-
gabe über mehrere Runden bei gleichzeitig
steigendem Kreditvolumen geht. Durch
die Längerfristigkeit der Kreditbeziehung
verstärkt sich der Ansporn, innerhalb der
Gruppe Reputation als zuverlässiger Kre-
ditnehmer zu erwerben.

Marktkonform und wirksam
Der amerikanische Mix von Ordnungs-
und Prozesspolitik ermöglicht den Aufbau
eines zweiten Kreditmarktes, der weitge-
hend marktwirtschaftlichen Grundsätzen
folgt. Der ganzheitliche Ansatz gewährt
den Gründern eine bedarfsorientierte Un-
terstützung:

Die Kosten der Kreditvergabe konnten
durch moderate Steuerungsmaßnahmen
zusätzlich gesenkt werden. Das „Low Do-
cumentation Program“ der Small Business
Administration (SBA) reduziert die Kredit-
würdigkeitsprüfung auf fünf wesentliche
Punkte und legt gleichzeitig einen Standard
fest.

Intermediäre, die ihre Kleinkredite über
die SBA refinanzieren, erhalten eine Zins-
marge von 8,5 Prozent. Bei privater Re-
finanzierung liegt die Marge häufig über
10 Prozent.

Zudem hat das amerikanische Arbeits-
ministerium (US Department of Labor) ein
„Self-employment Assistance Program“
aufgelegt, mit dessen Hilfe – ähnlich wie
beim deutschen Überbrückungsgeld – die
persönliche Existenzgrundlage der Grün-
der zu Beginn ihrer selbstständigen Tätig-
keit gesichert werden kann.

Förderlücke in Deutschland?
Die Förderlandschaft für Existenzgründer
in Deutschland ist weit und üppig. Mehr als
100 Förderprogramme auf Bundes- und
Landesebene sind bekannt. Das Überbrü-
ckungsgeld (§ 57 SGB III) gilt als bewähr-
tes Instrument zur Sicherung des Lebens-
unterhaltes vormals arbeitsloser Gründer in
der Anfangsphase ihrer beruflichen Selbst-
ständigkeit. Daneben können Qualifizie-
rung und begleitendes Coaching aus wei-
teren „Fördertöpfen“ wie dem Europäi-
schen Sozialfond (ESF) und der Freien För-
derung (§10 SGB III) des Arbeitsamtes fi-
nanziert werden. Die „Finanzierungslücke“
für Kleinkredite bis maximal 50.000 Euro
soll das jüngst eingeführte Startgeld der
Deutschen Ausgleichsbank (DtA) schlie-
ßen helfen. 

Tatsächlich liegt das Problem weniger im
Mangel an Subventionen, sondern in der
bislang unzureichenden Vernetzung der
Angebote: Einerseits können die Instru-
mente des Arbeitsamtes das Finanzie-
rungsproblem nicht lösen, andererseits be-
schränkt sich die DtA ausschließlich auf
die Finanzierung. Systematische Qualifi-
zierung und begleitendes Coaching sind
für den Gründungserfolg aber erheblich.
Außerdem ist zu befürchten, dass trotz des
Startgeldes das Kundensegment der Klein-
unternehmer für die Banken weiterhin un-
attraktiv bleibt.

Ein Vorschlag
Eine Initiative zur baldigen Lockerung der
Auflagen des Kreditwesengesetzes ist in
Deutschland derzeit nicht zu erwarten.
Damit scheidet eine unmittelbare Übertra-
gung der amerikanischen Konzepte vor-
läufig aus. Als Alternative wird ein Netz-
werk vorgeschlagen, das die Autoren zu-
sammen mit der Bürgschaftsbank Bran-
denburg entworfen haben.

Die intensive Betreuung der Gründer durch
einen Berater, der (noch) öffentlich finan-
ziert wird, steht im Mittelpunkt. Anders als
bei den bisherigen Programmen, die über-
wiegend aus einer Hand finanzieren, wer-
den hier mehrere Fördertöpfe angezapft:
Arbeitsamts-, Landes-, Bundes- und EU-
Mittel sollen kombiniert werden. Der Bu-
siness Plan wird in diesem Modell nicht nur
der Hausbank vorgelegt, sondern gleichzei-
tig auch der Bürgschaftsbank. Werden de-
ren Anforderungen an das Unternehmens-
konzept, die Gründerperson und den Be-
treuer erfüllt, übernimmt diese eine 80%ige
Ausfallbürgschaft, die den Zugang zu
Bankdarlehen erleichtern dürfte.

Eine intensivere Zusammenarbeit gemein-
nütziger Bildungsträger mit Bürgschafts-
banken und Geschäftsbanken könnte dem
Gründungsgeschehen in Deutschland die
dringend notwendigen Impulse geben.
Denn die Existenzgründer von heute sind
die Arbeitgeber von morgen.

Alexander Kritikos (Europa-Universität
Viadrina, Frankfurt/Oder), 
Frank Wießner (IAB) / Redaktion

Ein integriertes Betreuungs- und Finanzierungsmodell

Kreditausfall-
Fonds

Existenzgründer-
gruppe

Hausbank

Geschäftsplan Geschäftsplan

Förder-
mittel

Überbrückungsgeld

(Zussammenarbeit bei der
Erstellung des Geschäftsplans)

Kredit

80% 
Bürgschaft

Bürgschaftsbank
Brandenburg

Bildungsträger/
Beratungsstellen

Land
Bund
EU

Arbeitsamt

für die Bundesrepublik

Freie Förderung,
ESF, sonstige
Mittel

Qualifizierung
Coaching
Controlling

Geschäftsplan
mtl. Bericht

Quelle: 
Eigene Darstellung/Bürgschaftsbank Brandenburg

Existenz-
gründer
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Es ist noch gar nicht so lange her, da
suchten frischgebackene Ingenieurinnen
und Ingenieure händeringend nach ei-
nem Arbeitsplatz. Heute klagt die Wirt-
schaft über einen akuten Mangel an
hochqualifizierten technischen Nach-
wuchskräften. „THINK ING.!“ rühren
nun die Verbände schon in den Schulen
die Werbetrommel, weil die Hochschu-
len ein stark nachlassendes Interesse 
an ingenieurwissenschaftlichen Studien-
gängen registrieren mussten.

Ein nüchterner Blick auf die Fakten zeigt
zunächst: Ingenieure sind nicht gleich
Ingenieure. Architektur, Maschinenbau
und Elektrotechnik, Fertigungs-, Bau- und
Wirtschaftsingenieurwesen – diese und
noch mehr Fachrichtungen und Professio-
nen verbergen sich hinter dem Sammel-
begriff. Und für jede galten und gelten oft
unterschiedliche Konjunkturen, andere
Knappheitslagen. Den Arbeitsmarkt für
Ingenieure – es gibt ihn nicht.

Die erste Hälfte der 90er Jahre
Beispielsweise konnten sich die Architek-
tur und das Bauingenieurwesen in der
ersten Hälfte der 90er Jahre – auch in den
neuen Bundesländern – einer regen Nach-
frage erfreuen. Die Arbeitslosenquoten
waren noch 1995 mit zwei bis drei Prozent
sehr niedrig.

Dagegen stieg gerade beim Maschinenbau
und bei der Elektrotechnik die Arbeits-
losigkeit in diesem Zeitraum drastisch.

Ingenieurinnen und Ingenieure

Turbulenzen und Zyklen am Arbeitsmarkt
Ein Überblick über Entwicklungen von Studium, Arbeitslosigkeit und Erwerbstätigkeit
in den 90er Jahren – Vielfältige Fächerlandschaft mit unterschiedlichen Konjunkturen

Fächerkonjunkturen im Beispiel

Der „Schweinezyklus“ geht um
Schlechte Nachrichten vom Arbeitsmarkt beeinflussen viele junge
Leute bei ihrer Studienfachwahl, gute ebenso. Das war in den 90er
Jahren besonders bei den Fächern Maschinenbau, Elektrotechnik
und Bauingenieurwesen zu beobachten. Bei den ersten beiden
Fächern war der massive Anstieg der Arbeitslosigkeit in der ersten
Hälfte dieses Jahrzehnts von einer Halbierung der Studienanfän-
gerzahlen begleitet. Erst in jüngerer Zeit wählten wieder etwas
mehr Studienberechtigte diese Fächer. Angesichts eines ange-
spannteren Arbeitsmarktes beim Bauingenieurwesen sanken nun
in diesem Fach die Anfängerzahlen.

Achtung! Die Jahre auf der Zeitachse haben unterschiedliche Abstände, was aus
gestalterischen Gründen jedoch nicht berücksichtigt wurde.

Aus dem selben Grund wurde auch auf eine Normierung des Maßstabs auf der Y-Achse
für die drei Abbildungen verzichtet. 1995
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Gemessen an der gesamten Akademiker-
arbeitslosigkeit waren hier die Arbeits-
losenquoten mit fünf bis sechs Prozent
überdurchschnittlich hoch. Zwar stieg
selbst in dieser Zeit parallel dazu auch die
Erwerbstätigkeit bei diesen Fächern. Ab-
solventenstudien deuten aber auf ver-
schlechterte Arbeitsbedingungen hin. Et-
liche Absolventen und Absolventinnen
mussten sich z.B. mit befristeten Verträgen
begnügen. 

Die schwierige Situation bei den Fächern
Maschinenbau und Elektrotechnik trug
dazu bei, dass Mitte der 90er Jahre die Ar-
beitslosenquote bei den Ingenieurwissen-
schaften insgesamt kaum niedriger lag als
bei den oft als „brotlos“ etikettierten Gei-
steswissenschaften (6,2% im Vergleich zu
6,5%; Uni). Dass die Krise auch diesen
bislang als vergleichsweise privilegiert
geltenden Teilarbeitsmarkt erfasste, hat
manchen überrascht.

Die Reaktion
Viele junge Menschen ließen sich bei ihrer
Ausbildungsentscheidung von der dama-
ligen Lage am Arbeitsmarkt beeinflussen.
Zwar gingen in der ersten Hälfte der 90er
Jahre die Studienanfängerzahlen insge-
samt zurück. Beim Maschinenbau und bei
der Elektrotechnik war dieser Rückgang
aber massiv: Binnen weniger Jahre hal-
bierten sich nahezu die Anfängerzahlen 
im Westen  (vgl. Abb. auf S. 9). Wie eine
Konstanzer Studie zeigt, blieben vor allem
junge Männer aus eher bildungsfernen
sozialen Schichten zu diesen Fächern auf
Distanz. 

Der Rückgang bei den Studienanfängern
macht sich bereits in einer sinkenden Zahl
von Absolventen bemerkbar. Für sie ist das
günstig, können sie doch mit weniger
Konkurrenz beim Berufseinstieg rechnen.
Wirtschaft und Hochschulen aber klagen
über Nachwuchsmangel und werben um
mehr Interesse an diesen Studiengängen.
Die jungen Leute ließen sich davon
zunächst wenig beeindrucken. Erst seit
geraumer Zeit steigen die Studienanfän-
gerzahlen im Maschinenbau und in der
Elektrotechnik an den Unis wieder leicht.

Die Ingenieurinnen
Maschinenbau und Elektrotechnik sind
Fächer, in denen Studentinnen – mittler-
weile auch in den neuen Bundesländern –
ausgesprochen selten sind: Nur drei bis
sechs Prozent der FH- und Uni-Studieren-
den sind Frauen. Dies hat verschiedene
Gründe: Diskutiert werden etwa Ge-
schlechterstereotype, die Mädchen und
Frauen Technikkompetenz absprechen,
sowie Probleme im Studium, die sich aus
ihrem Minderheitenstatus ergeben. 

Die Distanz von Frauen zu diesen Fächern
dürfte aber auch in den deutlich schlech-
teren Arbeitsmarktchancen begründet sein.
Die Arbeitslosenquoten der Ingenieurin-
nen liegen zum Teil um ein Vielfaches über
denen ihrer männlichen Ex-Kommilito-
nen. So betrug 1995 die Arbeitslosenquote
bei den Elektroingenieurinnen 14,6 Pro-
zent im Vergleich zu 5,7 Prozent bei den
Elektroingenieuren (Uni). Beim Ferti-
gungsingenieurwesen z.B. lag die Arbeits-
losenquote der Frauen mit Uni-Abschluss
bei 15,4 Prozent im Vergleich zu 6,5 Pro-
zent bei den Männern. 

Eine geschlechtsuntypische Studienfach-
wahl schützt Frauen bislang also keines-
wegs vor einem erhöhten Arbeitslosig-
keitsrisiko. Sollen mehr Frauen für diese
Fächer gewonnen werden, sind positive
Signale vom Arbeitsmarkt gerade für sie
unerlässlich.

Die zweite Hälfte der 90er Jahre
Nachdem die Arbeitslosigkeit beim Ma-
schinenbau und bei der Elektrotechnik bis
1997 im Bundesgebiet insgesamt stieg,
sank sie im vergangenen Jahr deutlich. Im
September 1998 waren bundesweit aber
immerhin noch rund 29.000 Arbeitslose
mit Uni- oder FH-Abschlüssen in diesen
Fächern registriert. Davon gehörten knapp
13.000 den jüngeren und mittleren Jahr-
gängen an. Betriebe könnten aber auch von
den gesammelten Erfahrungen der über
50-Jährigen profitieren. Von einem „leer-
gefegten“ Ingenieurarbeitsmarkt kann je-
denfalls nicht die Rede sein. 

In Bewegung war die Arbeitslosigkeit auch
bei der Architektur und beim Bau-
ingenieurwesen: Bis 1997 stieg sie, 1998
blieb sie im gesamten Bundesgebiet nahe-
zu gleich hoch. Im September letzten Jah-
res waren mehr als 13.000 Arbeitslose mit
Uni- oder FH-Abschlüssen in den Bau-
fächern gemeldet. Architektur und Bau-
ingenieurwesen sind von der schwierigen
Baukonjunktur betroffen. Arbeitslos sind
hier auffallend viele Junge: Jeder Vierte
war jünger als 35 Jahre. Gerade beim Bau-
ingenieurwesen drängen noch starke Ab-
solventenjahrgänge auf den Arbeitsmarkt.
Die Studienanfängerzahlen sanken in den
letzten Jahren zwar, an den Abgangszahlen
ist das aber noch kaum abzulesen. 

Die Absolventen und Absolventinnen der
Architektur und des Bauingenieurwesens
haben die des Maschinenbaus und der
Elektrotechnik als „Sorgenkinder“ des In-
genieurarbeitsmarktes abgelöst. Die Zy-
klen am Ingenieurarbeitsmarkt setzen sich
also fort – wenn auch in anderer Besetzung.

Klaus Parmentier, 
Hans-Joachim Schade, 
Franziska Schreyer / Redaktion

Die Datenquelle –
schon veröffentlicht

Viele dieser Informationen entstammen
dem Heft „Ingenieurwissenschaften“ 
der Sonderserie „Akademiker/innen –
Studium und Arbeitsmarkt“. Diese wurde 
in der Reihe „Materialien aus der Arbeits-
markt- und Berufsforschung“ veröffentlicht
(MatAB 1.0 – 1.7/1998).

In acht Heften werden die Teilarbeitsmärkte
für die verschiedenen Studienfächer und
Fächergruppen beschrieben. Die Serie
enthält eine Vielzahl an Informationen zu
Studium, Erwerbstätigkeit und Arbeits-
losigkeit sowie zu ausgewählter Literatur. 

Sie steht im Volltext im Internet (http://
www.iab.de/matab1.htm). Als Print können
alle Hefte gegen eine Schutzgebühr 
von DM 40,–bezogen werden (Einzelheft
DM 5,– plus Porto).
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Das in einer Region erzielbare Einkom-
men ist eine der zentralen Diagnose- und
Zielvariablen der regionalen Struktur-
und Arbeitsmarktpolitik. Die Einkom-
mensindikatoren des IAB beschreiben
die Summe aller Verdienstmöglichkeiten
für Arbeitnehmer in den Regionen*). Na-
hezu in jedem dritten Stadt- oder Land-
kreis Westdeutschlands ist heute die
Lohnsumme geringer als zu Beginn der
90er Jahre. 

Es liegt auf der Hand, dass die Bruttolohn-
und Gehaltssumme nicht nur Ergebnis
allgemeiner Tariflohnverhandlungen ist.
Ebenso wichtig – und oft übersehen – sind
die effektiven Veränderungen in der Struk-
tur des Beschäftigungsvolumens und der
tatsächlichen Verdienste. 

Einkommensdynamik gespalten
Neue Ergebnisse aus dem IAB zeigen,
welche überraschenden Muster der Struk-
turwandel in den deutschen Regionen seit
längerem zeichnet. Wachstumsdifferenzen
von mehr als hundert Prozent zwischen
extremen Verlierern und Gewinnern sind
keine Seltenheit – und das binnen weniger
Jahre (1992 bis 1997): Die Spreizung der
regionalen Entwicklungsindizes reicht bei
der Bruttolohn- und Gehaltssumme von 83
bis 209 (Index: 1992 = 100).

Ein kurzer Blick auf die Karte genügt
(Abbildung 1), um festzustellen, dass sich
seit 1992 die Arbeitnehmerverdienste vor
allem im Osten Deutschlands besser ent-
wickelt haben (blaue Farbtöne) als in den

meisten Regionen des Westens. In Hoyers-
werda, Bitterfeld und Gera mussten aller-
dings immer noch hohe Einkomensverlu-
ste hingenommen werden.

Dieser Aufholprozess wurde allerdings
von einem generell sehr niedrigen Niveau
aus gestartet und spiegelt insbesondere das
politische Ziel einer raschen Angleichung
der Lebensverhältnisse wider. 

Nicht zu übersehen ist jedoch, dass gleich-
zeitig zahlreiche westdeutsche Regionen
ins Hintertreffen gerieten. In 94 Städten
und Landkreisen ging dort die Bruttolohn-
und Gehaltssumme sogar zurück (rote
Farbtöne). Besonders gravierend waren die
Einbußen in Pirmasens, Wolfsburg und
Bremerhaven. In Wolfsburg z.B. gingen  in
fünf Jahren mehr als 600 Mio DM verloren.
Zu den Gewinnern im Westen mit über 
20 Prozent Zuwachs gehören München
(Land), Dingolfing und Freising.

Einkommensforschung

Lohnsummenverluste im Westen –
Angleichung im Osten
Gespaltene Entwicklung von Löhnen und Beschäftigung in Stadt- und Landkreisen
zwischen 1992 und 1997 – Ergebnisse aus einem neuen IAB-Gutachten

*) Basis der Messungen sind im wesentlichen die Jah-
resmeldungen der Betriebe für 30 Mio Arbeitneh-
mer in sozialversicherungspflichtiger Beschäfti-
gung. Sie enthalten umfassende Angaben zur Zahl
und Dauer der Beschäftigungsverhältnisse sowie zu
den versicherungspflichtigen Entgelten (brutto,
einschließlich Arbeitnehmeranteilen zur Sozial-
versicherung). Vgl. hierzu auch „IAB-Materialien“
Nr. 2/1999.

Entwicklung der Bruttolohn- und Gehaltssummen
1992 bis 1997

Regionale
Bruttolohn- und Gehaltssummen
nach Kreisen 1992 – 1997
(Index: 1992 = 100)

83,1 – 97,1 
97,1 – 99,9 
99,9 – 104,6

104,6 – 109,5
109,5 – 123,4 
123,4 – 209,1

Durchschnittsentwicklung
West = 102,0
Ost = 113,9
Bund = 103,9Quelle: IAB-Gutachten „Arbeitsmarkt- und Einkommensindikatoren 

zur Neuabgrenzung der Fördergebiete 1999“ 

Abb. 1
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Beschäftigungsverluste
überwiegen
Hauptursache für diese gegenläufige Ent-
wicklung ist die unterschiedliche Wachs-
tumsdynamik der regionalen Beschäfti-
gung. Hier liegen die Extremwerte bei – 34
Prozent und + 54 Prozent. In den meisten
Regionen überwiegen die Verluste an Be-
schäftigungsvolumen, das hier bestimmt
wird durch Zahl und Dauer aller sozialver-
sicherungspflichtigen Beschäftigungsver-
hältnisse pro Region und Jahr. Zu den Ver-
lierern gehören fast ausnahmslos die altin-
dustriellen und hochverdichteten Gebiete
(vgl. rote Farbtöne in Abbildung 2). Da-
hinter stehen vor allem Arbeitsplatzverlu-
ste in der Industrie, nicht nur in großen Tei-
len Ostdeutschlands, sondern auch in ehe-
mals dominierenden Branchen des We-
stens mit hohen Wertschöpfungsanteilen
und relativ hohen Löhnen. Dies strahlt
dann auch negativ auf die produktions-
oder haushaltsorientierten Dienstleistun-
gen aus.

In etwa vierzig Gebieten – oder in jedem
zehnten Landkreis – sind in Gesamt-
deutschland seit 1992 aber auch beacht-
liche Beschäftigungserfolge zu verbu-
chen: zumeist in ehemals ländlich gepräg-
ten Regionen Bayerns und Niedersach-
sens, erfreulicherweise aber auch in jedem
dritten ostdeutschen Kreis (vgl. blaue
Farbtöne in Abbildung 2). 

Fazit
Während in vielen Regionen des Westens
der Verlust an Beschäftigungsvolumen
nicht oder kaum durch Nominallohnzu-
wächse kompensiert wurde, ist es in
großen Teilen Ostdeutschlands eher umge-
kehrt. Zumindest bis 1997 werden die – im
europäischen Vergleich – erstaunlich ho-
hen Wachstumsraten der Arbeitnehmer-
einkommen kaum durch die Beschäfti-
gungsentwicklung getragen.

Die Überwindung der deutschen Teilung
und die Öffnung der Märkte führten in den
letzten Jahren zu einer Beschleunigung
des Strukturwandels und zu einer Umwer-
tung der Standortfaktoren. Der wirt-
schafts- und regionalpolitische Hand-

lungsbedarf ist deshalb in Deutschland auf
Dauer hoch, wobei die notwendige Unter-
stützung für den „Aufbau Ost“ nach wie
vor einen erheblichen Zugriff auf anson-
sten verfügbare Investitions- und Einkom-
menspotentiale darstellt.

Dies spüren nicht zuletzt auch westdeut-
sche Regionen, die in dreifacher Weise im
Wettbewerb stehen: 

Zum einen wächst die Standortkonkur-
renz um in- und ausländische Investoren. 

Zum anderen verschärft sich die inter-
nationale Niedriglohn-Konkurrenz. 

Und es wirkt die innerdeutsche Förder-
konkurrenz zwischen strukturschwachen
Regionen in Ost und West.

Die Beschäftigungseffekte aus dem trans-
fergestützten „Einigungsboom“ waren
1993 bereits verpufft, der den notwendigen
Strukturwandel zunächst hinausgezögert
haben dürfte. Der danach besonders stark
spürbare Verlust von Wettbewerbskompe-
tenz in ehemals exportstarken Bereichen
und der z.T. drastische Arbeitsplatzabbau in
Hochlohnregionen hatten dann unerwartet
hohe Einnahmenverluste und Ausgaben-
belastungen in den Steuer- und Sozialver-
sicherungssystemen zur Folge. 

Über die Einkommen in einer Region und
die intra-regionale Einkommensvertei-
lung wird im wesentlichen auch deren re-
gionale Kaufkraft bestimmt. Daran sind
wiederum verstärkende Rückkopplungs-
effekte auf Wirtschaft, Arbeitsmarkt und
Staat geknüpft. Die manchmal unerwarte-
ten Defizite und Konsolidierungsproble-
me in allen öffentlichen Haushalten resul-
tieren also nicht nur aus der Gesamtent-
wicklung von Wachstum, Beschäftigung
und Arbeitslosigkeit. Sie haben ihre Ursa-
che auch in der regionalen Dynamik der
Lohnstrukturen, in der „Geographie“ von
Beschäftigungschancen und Arbeitsmarkt-
risiken. 

Martin Koller, Barbara Schwengler / 
Redaktion
(aus IAB-Gutachten „Arbeitsmarkt- 
und Einkommensindikatoren zur
Neuabgrenzung der Fördergebiete 1999“)

Entwicklung des Beschäftigungsvolumens in Tagen
1992 bis 1997

Entwicklung 
des Beschäftigungsvolumens
nach Kreisen 1992 – 1997
(Index: 1992 = 100

66,3 – 84,2 
84,2 – 86,7 
86,7 – 91,8
91,8 – 99,9
99,9 – 154,2 

Durchschnittsentwicklung
West = 90,5
Ost = 88,0
Bund = 90,0

Quelle: IAB-Gutachten „Arbeitsmarkt- und Einkommensindikatoren 
zur Neuabgrenzung der Fördergebiete 1999“ 

Abb. 2
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Die Arbeitsproduktivität gehört zu den
Schlüsselgrößen für die betriebliche
Leistungsfähigkeit und die Entwicklung
des Arbeitsmarktes. Nicht von ungefähr
sind Höhe und Entwicklung dieser
betriebswirtschaftlichen Kenngröße zen-
trale Faktoren in der lohnpolitischen
Diskussion und in der Debatte um die
Zukunft des Flächentarifvertragsystems. 

Die Diskussion
In der Argumentation um den Zusammen-
hang von betrieblicher Produktivität und
Lohnfindung gilt eine einfache Logik: Je
stärker sich die Betriebe in ihrer Leis-
tungsfähigkeit unterscheiden, desto eher
kollidieren zentral ausgehandelte Arbeits-
bedingungen mit den jeweiligen betrieb-
lichen Gegebenheiten. Bekanntlich ist ja
in Deutschland ein System von Flächen-
tarifverträgen vorherrschend, das sich an
Pilotabschlüssen orientiert und dadurch
eine Tendenz zur Vereinheitlichung auf-
weist. Der in den letzten Jahren festzustel-
lende Rückgang der Flächentarifbindung*)

und der deutlich geringere Deckungsgrad
in den neuen Bundesländern werden viel-
fach als Ausdruck dafür gesehen, dass die
Betriebe zunehmend versuchen, sich aus
dem tarifvertraglichen Korsett durch Aus-
tritt oder Nicht-Eintritt zu befreien. 

Für die neuen Bundesländer erhält diese
Diskussion besondere Brisanz. Denn dort
muss sich die Tarifpolitik zusätzlich im
Dilemma zwischen gesellschaftlich ge-
wünschter Angleichung der Lebensbedin-
gungen und wirtschaftlicher Realität be-
wegen, die immer noch von einem deut-
lichen Produktivitätsrückstand gegenüber
dem Westen geprägt wird. Zentrale Frage

ist, ob sich die Entwicklung der Lohnhöhe
stärker am Produktivitätsfortschritt orien-
tieren sollte und welche Folgen die schnel-
lere Angleichung der Löhne für die Be-
schäftigungsentwicklung hatte und haben
wird.

Panelergebnisse
Aktuelle Informationen zur Arbeitspro-
duktivität bzw. zu betrieblichen Produkti-
vitätsunterschieden – gerade auch im Ver-
gleich zwischen alten und neuen Bundes-
ländern – liefert das IAB-Betriebspanel,
eine repräsentative Arbeitgeberbefragung
in 9.200 Betrieben West- und Ostdeutsch-
lands. Die Daten beschränken sich auf das
Verarbeitende Gewerbe. Dazu stehen aus

dieser Quelle Informationen von insge-
samt fast 2300 ausgewählten Betrieben zur
Verfügung. Ihre Aussagen können als re-
präsentativ für die Beschäftigten im Verar-
beitenden Gewerbe gelten. 

Als übliches Maß für die betriebliche Pro-
duktivität wird die Bruttowertschöpfung
pro Beschäftigten herangezogen. In Abbil-
dung 1 ist die Verteilung der Betriebe nach
ihrer Produktivität für Ost- und West-
deutschland getrennt dargestellt.

Produktivitätslücke

Die ostdeutschen Betriebe 
bleiben Sorgenkinder
Aufholprozess gegenüber dem Westen ist ins Stocken geraten – Tarifpolitik zwischen
gesellschaftspolitischen Zielen und ökonomischen Zwängen
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*) Vgl. auch „IAB-Materialien“ Nr. 1/1999

Abb. 1

Auf den ersten Blick erkennt man, dass 
die Produktivität der Betriebe in West- 
wie in Ostdeutschland sehr stark streut. 

Wie aus der Gegenüberstellung der beiden
Verteilungen zu sehen ist, bewegt sich die
Mehrzahl der ostdeutschen Betriebe 
im Bereich relativ niedriger Produktivität: 
Nur wenige liegen jenseits des Wertes 

für den mittleren Westbetrieb (108 TDM).
Umgekehrt übertrifft der Großteil (80 %) der
westdeutschen Betriebe den Durchschnitt
für Ostdeutschland (60 TDM). 

Im Bereich sehr hoher Produktivität 
sind dann nur noch Betriebe aus den alten
Bundesländern zu finden.



MaterialienSeite 14 Nr. 3/1999

Große Heterogenität
Zunächst fällt die große Heterogenität der
Betriebe sowohl in den neuen wie in den
alten Bundesländern auf (vgl. Abb. 1 auf
Seite 13). In beiden Gebieten ist eine sehr
große Spannweite der erzielten Produk-
tivitäten festzustellen. Dies widerspricht
der verbreiteten Annahme einer besonders
stark differenzierten Betriebslandschaft in
den neuen Bundesländern und eher homo-
genen Verhältnissen in Westdeutschland
auf hohem Niveau – zumindest mit Blick
auf die Arbeitsproduktivität. Vielmehr gibt
es hier wie dort – selbst innerhalb des Ver-
arbeitenden Gewerbes – zwischen den ein-
zelnen Betrieben Produktivitätsunterschie-
de von mehreren hundert Prozent.

Großer Produktivitätsrückstand
Zum zweiten überrascht der immer noch
große Produktivitätsrückstand ostdeut-
scher Betriebe. Der durchschnittliche
westdeutsche Betrieb im Verarbeitenden
Gewerbe erreicht 1997 (dem Bezugsjahr
für die 1998 durchgeführte Erhebung) eine
Bruttowertschöpfung pro Beschäftigten
von knapp 108 TDM, der mittlere ostdeut-
sche Betrieb kommt auf ca. 60 TDM.
Damit liegt die Produktivität der Betriebe
in den neuen Bundesländern im Durch-
schnitt nur bei ca. 57 Prozent der west-
deutschen Konkurrenz.

Ursachen 
Geht man den Ursachen dieses Produk-
tivitätsrückstands nach, so stellt sich her-
aus, dass dafür weniger die Unterschiede
im Stand der Technik oder in der Aus-
lastung der Betriebe verantwortlich sind.
Laut IAB-Betriebspanel beurteilen die
Arbeitgeber ost- wie westdeutscher Be-
triebe – anders als zu Beginn der Wirt-
schaftstransformation – mittlerweile die
Qualität ihrer technischen Anlagen sehr
ähnlich. Ebenso können die nach wie vor
etwas größeren Auslastungsprobleme der
Betriebe in den neuen Bundesländern kei-
nen wesentlichen Erklärungsbeitrag für
die Produktivitätsdefizite leisten. 

Es sind vielmehr die unzureichende
Marktposition bzw. Exportschwäche und
Probleme mit der betrieblichen Organisa-
tion sowie der Einbindung in das Gesamt-

unternehmen, die auf die Produktivität in
den Betrieben der neuen Bundesländer
drücken. Daneben belasten aber auch
strukturelle Handicaps das Gesamtergeb-
nis: Der größere Anteil an weniger produk-
tiven Klein- und Mittelbetrieben und ein
ungünstigerer Branchenmix erweitern die
Produktivitätslücke. 

Aufholprozess gestoppt?
Außerdem scheint der Aufholprozess ost-
deutscher Betriebe, die in den Vorjahren
mit beträchtlichen Produktivitätsgewin-
nen den Abstand zur westdeutschen Kon-
kurrenz kontinuierlich verringern konn-
ten, mittlerweile zum Stillstand gekom-
men zu sein. Neben den Daten des IAB-
Betriebspanels legen auch die Erhebungen
des Statistischen Bundesamtes einen sol-
chen Schluss nahe (vgl. Abb.2). 

Dies wirft die Frage nach den Chancen zur
Angleichung und dem erreichbaren Tempo
dieses Prozesses auf. Ist die momentane Si-
tuation eine kurze Pause vor den nächsten
Aufholschritten oder ihr vorläufiger End-
punkt? Je weiter die Restrukturierung der
ostdeutschen Betriebe gediehen ist, desto
schwieriger wird es natürlich, deutliche
Produktivitätsgewinne zu erzielen. Zudem
steigern auch die westdeutschen Betriebe
laufend ihre Produktivität. Die Betriebe in
den neuen Bundesländern müssen also die-
se Zuwachsraten übertreffen, um die beste-
hende Lücke zu schließen.

Fazit
Sowohl die generell große branchenin-
terne Heterogenität als auch die immer
noch beträchtliche Produktivitätslücke,
die von den ostdeutschen Betrieben zuletzt
nicht weiter geschlossen werden konnte,
lassen die bisherige Praxis der Lohnfin-
dung per Flächentarifvertrag problema-
tisch erscheinen. Dies gilt besonders für
die neuen Bundesländer unter der Prä-
misse einer möglichst schnellen weiteren
Angleichung an westdeutsche Standards.

Beide Befunde legen es vielmehr nahe, die
betrieblichen Spielräume zur Gestaltung
der Arbeitsbedingungen und zur Lohn-
findung zu erhöhen. Mit dem Einbau von
Öffnungsklauseln in Flächentarifverträge
haben die Tarifparteien bereits begonnen,
den Betrieben mehr Flexibilitäts- und Dif-
ferenzierungsmöglichkeiten einzuräumen.

Lutz Bellmann, Peter Ellguth
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Stundenproduktivität*) in Ostdeutschland

Entwicklung 1991 – 1998;  Anteile an der westdeutschen Produktivität in %

*) Nominales Bruttoinlandprodukt je Erwerbstätigenstunde

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 18, Reihe 1.3

Abb. 2
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Es wird immer wieder behauptet, dass
Vorschriften und Schutzbestimmungen
die Arbeitsmarktsituation negativ beein-
flussen. In den neuesten „Beschäfti-
gungsperspektiven“ (Employment Out-
look) der Organisation für Wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung
(OECD) findet sich ein interessantes
Kapitel zum Zusammenhang zwischen
Arbeitsmarktregulierung und Arbeits-
markterfolg. 

In einem internationalen Vergleich werden
die Regulierungsdichte und ihr Einfluss
auf Beschäftigung und Arbeitslosigkeit
länderweise gegenübergestellt. Die Unter-
suchung gewinnt zusätzlich an Bedeutung,
weil sie mit früheren OECD-Studien ver-
gleichbar ist. 

Die Vorgehensweise
Drei Indikatoren zur Arbeitsmarktregulie-
rung wurden ausgewählt und in Teilindi-
katoren zerlegt: 

Der Indikator Kündigungsschutz-
bestimmungen setzt sich – gewichtet –
zusammen aus Verfahrensvorschriften bei
Kündigung, Länge der Kündigungsfristen,
Notwendigkeit und Höhe von Abfindungs-
zahlungen und sonstigen Hürden für Ent-
lassungen (wie Probezeit, Definition der
ungerechtfertigten Entlassung).

Der Indikator befristete Beschäfti-
gungsverhältnisse umfasst einmal die ge-
setzlichen Möglichkeiten zum Abschluss
eines befristeten Arbeitsvertrages und zum
anderen den gesetzlichen Rahmen für die
Tätigkeit von Zeitarbeitsfirmen. 

Der Indikator gesetzliche Regulierung
bei Entlassungen größeren Ausmaßes
wird gebildet aus dem Umfang von Ab-
findungszahlungen, der Einhaltung von
Fristen und Verfahrensvorschriften und
den sonstigen Kosten für Arbeitgeber bei
Massenentlassungen.

Diese drei Hauptindikatoren werden zu
einem Gesamtindikator der Regulierung
verdichtet. 

Eine Rangliste
Die am wenigsten regulierten Länder sind
nach dieser Klassifikation die USA, das
Vereinigte Königreich, Neuseeland, Kana-
da und Irland. Am stärksten reguliert sind
die Mittelmeerländer. Die nordischen Län-
der liegen im Mittelfeld, mit Ausnahme
von Dänemark, das einen relativ wenig re-
gulierten Arbeitsmarkt aufweist. Deutsch-
land liegt an 20. Stelle von 26 Ländern und
wird demnach als stark reguliertes Land
eingestuft.

Die Hauptergebnisse
Nach einer umfangreichen Analyse und
Gegenüberstellung der Indikatoren mit der
Arbeitsmarktsituation – vor allem dem Be-
schäftigungsniveau und der Arbeitslosig-
keit – stellt die OECD fest:

Generell lässt sich kein enger Zusam-
menhang zwischen Arbeitsmarktregulie-
rung und Höhe der Arbeitslosigkeit fest-
stellen.

Die Struktur der Arbeitslosigkeit kann
aber dadurch beeinflusst werden: In Län-
dern mit strikten Vorschriften fällt die
Arbeitslosigkeit für männliche Arbeitneh-
mer im besten Erwerbsalter (25 – 45 Jahre)
deshalb i. d. R. niedriger aus. Dafür ver-
zeichnen andere Personengruppen wie
Jugendliche oder Ältere höhere Arbeits-
losenquoten.

Die Erwerbsbeteiligung liegt meist
niedriger in Ländern mit strikter Regulie-
rung. Dies gilt vor allem für die Erwerbs-
quoten von Frauen, Jugendlichen und älte-
ren Arbeitnehmern. Für Männer im besten
Erwerbsalter gilt eher der umgekehrte
Zusammenhang. 

Je mehr Regulierung, desto höher ist
häufig auch die Selbstständigenquote.

In einem stark regulierten Arbeitsmarkt
sind die Bewegungen am Arbeitsmarkt ge-
ringer: Sowohl die  Dauer der Beschäfti-
gungsverhältnisse als auch der Perioden
der Arbeitslosigkeit sind im Durchschnitt
länger. Vergleichsweise weniger Arbeits-
kräfte sind während eines Jahres von Ar-
beitslosigkeit betroffen. Dafür ist die
Wahrscheinlichkeit größer, länger als ein
Jahr arbeitslos zu bleiben (Langzeitar-
beitslosigkeit). 

Fazit
Die Ergebnisse decken sich weitgehend
mit früheren Studien der OECD. Für einen
beschäftigungspolitischen Erfolg genügt
danach eine Deregulierung der gesetz-
lichen Beschäftigungsschutz-Vorschriften
allein nicht. Deregulierung und Liberali-
sierung schaffen aber Voraussetzungen,
die Effektivität anderer beschäftigungs-
politischer Instrumente zu erhöhen. Wie
internationale Vergleiche und Modellrech-
nungen des IAB*) zeigen, ist ein ganzes
Bündel von Maßnahmen erforderlich, um
Impulse für mehr Beschäftigung auszu-
lösen und den Expansionspfad auch nach-
haltig zu sichern.

Heinz Werner/Redaktion

Internationaler OECD-Vergleich

Arbeitsmarkt-Performanz 
und Regulierungsdichte
Kein genereller Zusammenhang zwischen Schutzvorschriften und Arbeitslosenquote,
aber Einfluss auf die Strukturen der Arbeitslosigkeit und die Erwerbsbeteiligung

*) Vgl. u.a. IAB-Materialien 1/1999; „IAB-AGENDA
’98“, IAB Werkstattbericht Nr. 19/1998 sowie „Wege
zu mehr Beschäftigung“, IAB Werkstattbericht 
Nr.  5/1996.
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Auswirkungen des
630 DM-Gesetzes –
eine Schätzung

Seit 1. April 1999 ist das Gesetz zur Neu-
regelung der geringfügigen Beschäfti-
gungsverhältnisse in Kraft. Schon zuvor
war eine heftige Diskussion darüber ent-
brannt, welche zusätzlichen Belastungen
dadurch auf Arbeitnehmer und Arbeit-
geber zukommen würden.

Legt man die Situation von 1997 zugrun-
de, so ergibt sich folgendes Bild:

Für ca. 45 Prozent der Beschäftigungs-
verhältnisse hätte sich nach neuem Recht
nichts geändert. Dies gilt für 
– kurzfristig Beschäftigte;
– geringfügig Beschäftigte, die eine
steuerliche Freistellung erhalten und bis-
her pauschal besteuert wurden sowie
– Beschäftigte mit mehreren Jobs, die zu-
sammen über der 630-DM-Grenze liegen.

Bei 22 Prozent in der Haupttätigkeit
Versicherungspflichtigen hätten sowohl
Arbeitgeber als auch Arbeitnehmer zusätz-
lich Beiträge zahlen müssen. 

Bei 33 Prozent hätte – je nach steuer-
licher Behandlung – eine Seite zusätzliche
Abgaben zu entrichten. 

Fundierte Aussagen zur Beschäftigungs-
wirkung der Gesetzesänderung lassen sich
derzeit noch nicht treffen.

(aus IAB-Kurzbericht Nr. 11/1999)

Erwerbslose

Nichterwerbs-
personen

1977 1977**)

63%

5%

32%

1997 1997

72%

4%

24%

64%

3%

33%

63%

7%

30%

USA Deutschland

Erwerbstätige

Beschäftigungsquoten*) USA/Deutschland

In den Vereinigten Staaten arbeiten immer mehr Menschen, 
in Deutschland stagniert seit 20 Jahren der Erwerbstätigenanteil

**) Westdeutschland

Quelle: OECD Labour Force Statistics, 1998; Current Population Survey; Mikrozensus

Während die Beschäftigungsquote*) in den
USA innerhalb von 20 Jahren um neun
Prozentpunkte wuchs, ging sie in Deutsch-
land sogar um einen Punkt zurück.

Vergleicht man die Erwerbstätigendichte
nach Wirtschaftszweigen, wird rasch
deutlich, daß die Beschäftigungslücke in
Deutschland insbesondere auf brachlie-
gende Potenziale im Dienstleistungsgewer-
be zurückzuführen ist: Pro 1.000 Einwohner
„dienen“ in den USA 359 Erwerbstätige, 
in Deutschland dagegen nur 274. So waren
1998 hierzulande nur 63 % der Erwerbstä-
tigen im Dienstleistungssektor tätig gegen-
über 74% in den USA.

Bei einer (hypothetischen) Übertragung der
amerikanischen Verhältnisse ergäbe sich
für Deutschland im Dienstleistungsbereich
ein Beschäftigungspotenzial von rund 7 Mio.
Allerdings würden dann auch 2,6 Mio
Arbeitsplätze im Produzierenden Gewerbe
wegfallen.

Nach den jüngsten Prognosen wird auch in
Deutschland der Dienstleistungssektor boo-
men: IAB/Prognos schätzen den Erwerbs-
tätigenanteil in diesem Sektor für das Jahr
2010 auf knapp 69% (vgl. auch den Artikel
auf Seite 1 und 2 dieser Ausgabe).

Elfriede Sonntag
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*) Anteil der Erwerbstätigen an der Bevölkerung im erwerbsfähigen
Alter (von 15 bis 65 Jahren)

Die CD-ROM „proARBEIT“, Ausgabe
1.99, ist mit neuer Oberfläche und Recher-
che-Software für Windows erschienen.
Damit lässt sich dieses Informations-
system nun noch besser handhaben, ist die
Suche nach Veröffentlichungen und Pro-
jekten, nach Istitutionen und Fakten weiter
vereinfacht worden.

Die CD-ROM enthält wie bisher fünf Da-
tenbanken: Literatur, Forschung, Institu-

tionen, Medien, Seminare. Über 180000
Nachweise geben Auskunft zu den The-
menbereichen Arbeitsmarkt, Beruf, Be-
rufsbildung und Arbeitswissenschaft.

Weitere Informationen finden Sie online
im Internet unter www.iab.de/dok13.htm.
Dort könenn Sie die CD-ROM zum Preis
von DM 200,– auch direkt bestellen, oder
über unsere Geschäftsstelle für Veröffent-
lichungen (vgl. Impressum).

CD-ROM aktualisiertproARBEIT


